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I. Einleitung
Am 4.12. und 5.12. fand die 3. Sitzung der Exper-
tengruppe aus VertreterInnen der Wissenschaft, 
der Verbände und der Wirtschaft statt, die das 
Bundesjustizministerium (BMJ) zur Umsetzung der 
EU-Richtlinie über bestimmte Aspekte der Media-
tion in Zivil- und Handelssachen einberufen hatte.
 
Nach Art. 4 der EU-Richtlinie über bestimmte As-
pekte der Mediation in Zivil- und Handelssachen 
sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, mit allen ih-
nen geeignet erscheinenden Mitteln die Entwick-
lung und Einhaltung von freiwilligen Verhaltens
kodizes durch MediatorInnen und Organisationen, 
die Mediationsdienste erbringen, sowie andere 
wirksame Verfahren zur Qualitätskontrolle für die 
Erbringung von Mediationsdiensten zu fördern. 
Nachfolgend gehe ich der Frage der Notwen-
digkeit berufsrechtlicher Regelungen nach.

II. Berufsrechtliche Regelungen
Das Bundesministerium der Justiz hat Leitlinien 
vom 23.9.2008 zur Umsetzung der EU-Richtlinien  
veröffentlicht1. Ich hatte hierzu bereits im Spek-
trum2 berichtet. Das Bundesministerium der Ju-
stiz führt unter IV. Absatz 3 seiner Leitlinien zur 
Umsetzung der EU-Richtlinie folgendes aus: 
„Fraglich ist, ob ein Zulassungs- oder Anerken-
nungssystem geschaffen werden soll. Bei Einfüh-
rung eines Zulassungssystems wäre nur ein zuge
lassener Mediator zur Berufsausübung berechtigt. 
Dagegen stünde bei Schaffung eines Anerken-
nungssystems die Mediatorentätigkeit allen of-
fen; allerdings könnte sich nur ein anerkannter 
Mediator auf die gesetzlichen Privilegierungen 
berufen, z. B. auf ein Zeugnisverweigerungsrecht. 
Denkbar wäre auch die Einführung eines bloßen 
Gütesiegels, so dass auch Mediatoren ohne Gü-
tesiegel die gesetzlichen Privilegierungen in An-
spruch nehmen könnten.”3

Aus den Richtlinien wird deutlich, dass sich das 
BMJ noch nicht festlegt, sondern lediglich fol-
gende Wege aufzeigen möchte:

Weg 1: 
Als Mediator/Mediatorin darf überhaupt nur tätig 
sein, wer als solcher von einer extra hierfür vor-
gesehenen Stelle als MediatorIn zugelassen wor-
den ist. Jedem anderen wäre die Tätigkeit als 
MediatorIn verboten und sie dürften sich auch 
nur nach einer entsprechenden Zulassung als 
solche bezeichnen. Nach meiner Meinung ist 
ein derartiger Weg praxisfern. Wie sollte einem 
Mediator oder einer Mediatorin überhaupt der 
Berufseinstieg gelingen, wenn eine Mediations-
tätigkeit erst mit einer Zulassung erlaubt sein 

soll? Außerdem knüpft nicht nur der Bundesver-
band Mediation (BM), sondern auch die Bun-
desarbeitsgemeinschaft für Familienmediation  
(BAFM) und der Bundesverband Mediation in 
Wirtschaft und Arbeitswelt (BMWA) bei der Frage 
der Anerkennung als MediatorIn an die Praxistä-
tigkeit an. Ein Mediator/eine Mediatorin wird von 
diesen Verbänden nur dann anerkannt, wenn ei-
ne Praxistätigkeit von wenigstens 4 Fällen nach-
gewiesen werden kann. Eine Praxistätigkeit vor 
Zulassung wäre aber nur unter sehr erschwerten 
Bedingungen möglich, wenn sich MediatorInnen 
nicht als solche bezeichnen dürften. Dieses Mo-
dell ist somit für mich nicht akzeptabel. 
 
Weg 2: 
Nach den oben angeführten Richtlinien besteht 
für das BMJ auch die Möglichkeit, dass jede/r un-
abhängig von einer Zulassung oder Anerken-
nung als MediatorIn tätig sein und sich auch als 
solche/r bezeichnen darf. Allerdings dürfen sich 
bei Wahl dieses Weges nur diejenigen auf die 
gesetzlichen Privilegierungen wie z. B. ein Zeug-
nisverweigerungsrecht berufen, die als Me-
diatorIn anerkannt sind. Unter IV Absatz 2 der 
Richtlinien hat das BMJ die unterschiedlichen Be-
rufsverbände aufgerufen, sich möglichst frühzei-
tig auf gemeinsame Regelungen zu verständi-
gen.  
Der BM-Vorstand kann sich diesen Weg und ein  
2-stufiges Anerkennungssystem gut vorstellen: 

1. Stufe
Alle sind grundsätzlich unabhängig von einer  
Zulassung oder Anerkennung berechtigt, als Me
diatorInnen tätig zu sein. Voraussetzung sollte hier 
allerdings wenigstens sein, dass Minimalgrundsät-
ze erfüllt werden wie z. B. die Anerkennung des 
Europäischen Verhaltenskodex für MediatorInnen. 

2. Stufe
Darüberhinaus besteht in einer 2. Stufe die Mög-
lichkeit für MediatorInnen, sich von einer hierfür  
zuständigen Stelle als MediatorIn anerkennen 
zu lassen. Eine derartige Anerkennung hätte so-
dann die gesetzlichen Privilegierungen, wie z. B. 
das Zeugnisverweigerungsrecht, Verschwiegen-
heit etc. zur Folge. Die Beantwortung der Frage  
nach den Voraussetzungen für eine derartige 
Anerkennung als MediatorIn sollte sich auch 
nach den Erwartungen der VerbraucherInnen 
und MediationskundInnen orientieren. Diese er-
warten von qualifizierten MediatorInnen sowohl 
eine qualifizierte Ausbildung als auch Erfahrung, 
d. h. eine entsprechende Praxis. 

Wünschenswert ist für den BM, dass alle Media
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torInnen eine Haltung einnehmen, die die Kon-
fliktparteien unterstützt, einen Konflikt lösen zu 
können. Hierzu gehören auch die Fähigkeiten, 
eigenes Konfliktverhalten selbstkritisch zu reflek
tieren. In der Ausbildung sind verfahrensbezo
gene Kompetenzen über den Ablauf der 
Mediation, die Prinzipien und Methoden zur Kon-
fliktklärung zu erlernen. Mediationsausbildung 
muss ferner Praxis vermitteln und Praxis integrie-
ren. Dazu braucht es Zeit! Es braucht auch Zeit, 
Mediation zu erproben und in die Ausbildung 
zurückzubringen (Supervision). Aus diesem Grun-
de wird in den BM-Ausbildungsrichtlinien von 
dem Mindesterfordernis einer 200 Stunden um-
fassenden Ausbildung ausgegangen und für die 
Anerkennung als MediatorIn eine Praxiserfah-
rung von mindestens 4 Fällen, von denen 2 Fäl-
le in der Supervision vorgestellt worden sind, er-
forderlich. Ähnliche Voraussetzungen sind auch 
in die Ausbildungsrichtlinien von der BAFM und 
dem BMWA aufgenommen worden. Eine derar-
tige Ausbildung kann Qualität gewährleisten. 

Der Vorstand des BM wünscht sich deshalb, 
dass ein eventuelles Mediationsgesetz auch 
derartige Voraussetzungen zu Grunde legt. 

III. Welche Stelle soll für die Anerkennung  
zuständig sein?
Nun ergibt sich die spannende Frage, wie die 
Qualitätskontrolle und Qualitätssicherung ausge-
staltet werden könnte? 

1. Ausgestaltung von Anerkennung und 
Qualitätskontrolle/Möglichkeiten von Organisati-
onsformen
Ich möchte nun der Frage nachgehen, wer die 
für die Anerkennung und Qualitätskontrolle zustän-
dig sein könnte und in welcher Organisationsform 
die anerkennende Stelle ausgestaltet sein müsste. 
In der EU-Richtlinie findet sich kein Hinweis, in wel-
cher Form die Organisation zu erfolgen hat, so 
dass jedes EU-Land in der Ausgestaltung frei ist. 

In Betracht kommen Gerichte und Behörden. Im 
niedersächsischen Entwurf eines Landesmedia
tionsgesetzes ist seinerzeit das Oberlandesgericht 
Braunschweig als anerkennende Behörde vorge-
schlagen worden. Bereits damals ergab sich die 
Frage, weshalb ein Oberlandesgericht beson-
ders geeignet sein soll, die Voraussetzungen für 
eine Anerkennung zu prüfen.  
Im Übrigen passt – wie nachfolgend ausgeführt  
werden wird – eine Anerkennung von Media
torInnen durch ein Gericht oder eine Behörde 
nicht zum Wesen der Mediation.

Infrage kommen ferner Körperschaften des öffent-
lichen Rechts (wie z. B. Rechtsanwaltskammern, In-
dustrie- und Handelskammern etc.), wobei diese 
sowohl als Organisation mit Pflichtmitgliedschaft 
(z. B. Rechtsanwaltskammern) als auch als Orga-
nisation mit freiwilliger Mitgliedschaft (Innungen) 
ausgestaltet werden könnte. Eine Zwangsmitglied-
schaft würde jedoch zum Wesen der Mediation,  
welches auf Werten wie Autonomie des Men-
schen und Freiwilligkeit beruhen, überhaupt nicht 
passen. Aber auch Innungen, deren Mitglied-
schaft freiwillig ist, würden nicht zum Wesen der 
Mediation passen. Mediation ist geprägt von Ei-
genverantwortung und Selbstbestimmung. Hier-
zu gehört auch dass sich MediatorInnen selbstver-
waltend organisieren. Demzufolge passen zum 
Wesen der Mediation auch nur Organisationsfor
men, die staatsfern ausgestaltet sind. An dieser 
Staatsferne mangelt es auch Körperschaften des 
öffentlichen Rechts wie Innungen, die unter staat
licher Fachaufsicht stehen. 

Als weitere Möglichkeiten kommen die Belei-
hung einer privatrechtlichen Organisation (z. B. 
Verein) oder die privatrechtliche Organisation 
mit freiwilliger Selbstkontrolle in Betracht. Letzte-
res entspricht nach meiner Ansicht am Besten 
dem Wesen der Mediation. Hier ist einerseits ei-
ne staatliche Kontrolle gewährleistet, die dazu 
beiträgt, Mediation gesellschaftsfähig zu ma-
chen. Andererseits wird dem Gedanken gesell-
schaftlicher Selbstbestimmung Rechnung getra-
gen, was dem Wesen der Mediation entspricht. 

2. Welche Organisation soll für die Anerkennung 
zuständig sein?
Der Deutsche Industrie und Handelskammer-
tag (DIHK), der sich in seinem im Internet veröf-
fentlichten Schreiben vom 8.9.2008 an das BMJ4 
zwar gegen ein gesondertes Berufsgesetz für 
MediatorInnen, jedoch für ein Mediationsgesetz 
und eine staatliche Anerkennung durch ein öffent-
lich-rechtliches Qualifizierungssystem ausspricht, 
schreibt sich in dem eben zitierten Schreiben 
auch gleich die Führungsrolle in der Frage zu, wel-
che Organisation geeignet sei, die Anerkennung 
von MediatorInnen vorzunehmen. Der DIHT weiß 
auch, wer nicht zur Anerkennung geeignet sei: der 
Berufsstand der MediatorInnen. Gemeint sind hier-
mit wohl die Mediationsverbände. Begründet wird 
dies mit einem erheblichen Eigeninteresse und 
der Gefahr der Marktabschottung. 

Übersehen wird bei einer derartigen Argumen-
tation, dass – soweit es die drei großen Berufs-
verbände von MediatorInnen (BAFM, BM, BMWA) 
betrifft – keiner dieser Verbände selbst Media
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tionsausbildung anbietet. Stattdessen bietet z. 
B. die IHK München seit 2001 die Qualifizierung 
zum Wirtschaftsmediator mit Zertifizierung an. Hie-
rauf weist der DIHT in seinem Schreiben auch 
ausdrücklich hin und verweist auf weitere Media
tionsstellen bei den IHK´s Hamburg, Heilbronn, 
Leipzig, Nürnberg und Schwerin. Der DIHT be-
gründet die besondere Eignung der IHK´s zur An-
erkennung von MediatorInnen damit, dass die-
sen gemäß § 36 Gew0 auch die öffentliche 
Bestellung von Sachverständigen zugewiesen 
sei. Schließlich würde man auch die persönliche 
und fachliche Eignung von Sachverständigen 
überprüfen, die dann in Gerichtsverfahren be-
vorzugt herangezogen werden würden. Die Be-
stellung von öffentlichen Sachverständigen 
kann jedoch nicht auf die Anerkennung von 
MediatorInnen übertragen werden. Ferner ist für 

mich ein Qualitätsmerkmal für die Anerkennung 
von MediatorInnen die Tatsache der praktischen 
Tätigkeit. Aus diesem Grund müssen zur Anerken-
nung als MediatorIn bei den drei großen Berufs-
verbänden BAFM, BM und BMWA 4 praktische 
Fälle dokumentiert werden. Die IHK´s sind hier 
eher genügsam. Ihnen reichen als Qualifikation 
der Nachweis von Rollenspielen. Eine derartige 
Genügsamkeit ist für ein Qualitätssiegel zu wenig.

Demgegenüber haben die großen Mediations-
verbände BAFM, BM und BMWA strenge Richtli-
nien zur Kontrolle und Sicherung von Qualität von 
Mediation entwickelt, die auch die praktische 
Mediationstätigkeit berücksichtigt und eine jah-
relange Zertifizierungspraxis. Wer sollte besser zur 
Anerkennung von MediatorInnen geeignet sein 
als sie? Sie haben deshalb auch dem BMJ signa-
lisiert, dass sie bereit sind, in dieser Hinsicht Ver-
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